
REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

I Geschäftszahl 14.440/2-1/10/87 rm. Dr. Schwarzer 
Klappe 5629 Durchwahl 
Fernschreib-Nr. 111145, 111780 

L 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
1016 Wien 

Betr.: EntvJUrf eines 2. Abgaben­
änderungsgesetzes 1987; 
Begutachtung 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

r 
I ' 

Z' 

Datum: 1 f • APR. 1987 

I \lcc!cllL.~3R. ~-
-- ---'" ---"', '". ~. ~ ,<-- ........ -

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
beehrt sich, 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zum 
2. Abgabenänderungsgesetz 1987 zu übermitteln. 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

l;lien, am 9. April 1987 
Für d.en Bundesminister: 

J e 1 i n e k 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 1011 Wien. Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

I Geschäftszahl ?J{. Dr. SCb'JarZAr 
Klappe 5 C 2 S' Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 111145. 111780 

L 

An das 
:Sund.esfntnis t8 riumElr j;'inanzrm 

H iDIYlelpfortgasse 
101t~ '.iüm 

}38tr.: :':ntvrurf eines 2. Abgaben-
2.nderu:1gsgesetzps 1987; 
:~eg1.,l.tach tung 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

zu GZ 06 0102/2-IV/G/87 vom 4.3.1987 

Zur angef'lhrten Hote beehrt SiC:l das Bundesminis tt::riurn für 

'dirtschaftliche .:\nge legp.rL:v; i ten mi tzu te i len, ua'3 der ;nthurf 

eines 2. "t'"btßben2.nderungsgesetzes 1987 aus 110. Sicht zu fol­

genden :Bemerkungen -,'1,nl8.:'3 ßi bt: 

A. Zu Abschnitt I (;inkommenssteuergesetz 1972), Artikel I: 

1. Auf Grund der energiepolitischen Zielsetzung eines be­

schleunigten Fe1:'n::.'~·.r:-Qeaus baues c~arf erneut angemerkt vlerc1en, 

daß Industrit::- und Ge'.·rerbe- und sonstige UnternAhmen zum 

Unterschied von Ferm.r~~.rIJ0abnehjTIern, diA geIJäG § 18 'SStG 1972 
und anderer 3t::stiImnung"m begünstigt '\'.'erden, fiJr Investitionen 

gleicher Art keine steut::rlicht:: :;;'örderunß bekommen, ,:,reswegen 

eine Gleichstellung erreicht 1!TArden soll te. :Dip B- nü tschaft, 

eine kostenauf1!Jendige Umstellung auf Fermlärmev<:>rsorgung 

durchzufUhr011, 1.lirc1 dadurch j edenfalls erhöht. 

~s wird daher vorgeschlag0n, § 8 Abs. L dahingeh0nd zu Ar­

giinzen, daS diAS!"! Unternehmungen durch einA vorzp.i tigp "\. b­

sehre i bung s teuArlich bt::gUnstigt '.JerdAn: 

Die vorzeitige Abschrp.ibung von ':irtschaftsglitern dp.s Anlagp
-

vermögens sollte, sov~it diese der Umstellung auf 

. /. 
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versorgung dienen, sowie von aktivierungsfähigen Anschluß­
kosten, sofern die Fernwärme überwiegend durch Heizkraft­
werke, Abwärme oder Geothermie erzeugt wird, 60 vH der An­
schaffungs-, Herstellungs- oder Anschlußkosten betragen. Vor­
aussetzung für die Geltendmachung dieser vorzeitigen Ab­
schreibung sollte sein, daß die genannten Anlagen im Hin­

blick auf das Ausmaß der voraussichtlichen Energieeinsparung 

und die Amortisationszeit der Anlagen energiewirtschaftlich 
zweckmäßig sind. 

Eine erhöhte vorzeitige Abschreibung von 80 % gilt bereits 

gemäß § 8 Abs. 4 Z 1 und 2 3StG 1972 für Umweltschutz­
investitionen. Da Fernwärmeversorgung generell zu einer Ver­
besserung der Umweltsituation beiträgt, insbesondere nachge­

wiesenermaßen eine Reduktion der Gesamtemissionen von Schad­

stoffen bewirkt wird, sollte auch fiIr Fernwärmeinvestitionen 
zumindest der vorzeitige Abschreibungssatz von 60 % gelten. 

2. V/ei ters wird folgende Xnderung des § 28 Abs. 2 des BStG 1972 

vorgeschlagen: 
a) § 28 Abs. 2: 

!t(2) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Vprmietung und 
Vp.rpachtung sind folgende Aufwendungen auf Antrag gleich­

mäßig auf zehn Jahre zu verteilen: 
1. Aufwendungen, die für die Brhal tung von Gebäuden auf­

gewendet werden und die nicht regelmäßig jährlich er­
wachsen (Gro ßreparaturen) ; 

2. Aufvlendungen für sonstige Sanierungsmaßnahmen im Sinne 
von § 11 des t;Johnhaussanierungsgesetzes, BGB1. Nr. 483/ 

1984, an Wohnhäusern und in lIohnungen; 
3. der "Srsatz von Aufvlendungen gemäß § 10 des Hietrechts-

gesetzes. 
Im Falle einer Übertragung des Gebäudes auf eine andere Per­
son geht das Recht, die noch nicht geltend gemachten Zehntel­

beträge als \Jerbungskosten abzusetzen, verloren. Im Falle des 
Todes des Steuerpflichtigen geht das Recht, die noch nicht 
gel tend gemachten Zehntel beträge im Sinne der Z 1 als -vIerbungs­

kosten abzusetzen, auf den Gesamtrechtsnachfolger über, wenn 
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b) I:m 0 30 ~.~ '0,8 • 

bis Y' O""reh "O, ?8 r...,b Q . vl -' .) _ _ -'._ "-'. 2 Z 1 unO. 2:! zu 

Diese Lnc:ieruTlgen hGlb",2."l 21.1;11 Z1,Teck, auch rlr ntchtsubventionierte, 

also 2US ?igenmi ttc~1n fin2::1Zier-s,o: Sanierungs8.2:'bpi ten die 

Zehntelabschreibung einzu::lhren, wie sie gem~ß § 28 Abs. 2 

in :::; 1 fL~r G::co~re:C)2r::1tu:cen und in Z "3 L~r bestimmte Auf1;/<'=-:n-

dungen in Ge b~\H3Jm, clie den Bes ti mmungen :les I=ie trf~cll tsge­

setzes -iibe1' die Ven-'endw1g d~r Eauptmietzinse unterliegl'm, 
bereits bestellt. '"OLec1t:=.! dani teine ve:rc.rirrende Kasuis t ik, 

die io Leufe der Zeit entstanden ist, beseitigt ~~rden. 

Bel1e~:;d vrird, daS aus Anlaß be re i ts geii5.hrtt:=.!r Gt:=.!spri::.che c.ie 

Bere i tschait zur vorgescn] agenrm Vorgangs1.!eise im .Bunc1es-

ministerium ~tir jinanzen gegeben schien. 

13. Zu ~~ bschni tt "iTI (Inves ti tionspr~-;.miengesetz), Lrti'k:pl I: 

Die auf Grund des Bundesgesetzes BGBl.Nr. 128/1984 wegge-
fallt:=.!ne z 5 des Inv~,sti tions-
pri:imiengesetzes auf G::~l to.ndmachung von Investj, tionsprtimien 

für unternp.r"""'11en, d:Le von den Besti1TlFlungen des ~nergipförde­

rungsge St:) tzps 1979 Ge br8UC~1 maCl1eTI l.::önnon, trifft unter andert:)m 

auch FprmI:c'.rITl~Versorgur~gsuEtorl1el~ en. 

::;;s ',lire, r3.2b:~r erneut vorgeschlagt:)n, zumindest für Förn':T2rI!le-

versorgungsunternehmen \.'icder die Eöglichkei t des -:;;rhal tes von 

Investi tiol1s'prt~miel1 zu schaffpn. Offensichtlich ist die Eovelle 

des InvestitionSIJr~~mieYlgpsetzes von der Annahme ausgegangen, 

daJ di8sp. Unternel~men ohnedies durch das --;nergieförderungsgl')­

setz begünstigt '.!erden und eine Doppel?örderung auszuschließen 

ist. D2s ~nergieförderungsgesetz hat aber - von cler Ge1IP.rbe­

steuer au: Dauerschulden und Dauerschuldzinsen abgesehen _ 

nur dann. ei::'-le bjg;jnstigenc1e ~ .. Tirkung, ':fenn c~u:.;h ein zu vt:)r­

steuer-no.er Gevrinn vOrrL2l'lclen ist. ?erm·'2.I'meVersorgu.ngsuntp.r-
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nehmen sind daher vor allem in der gegenwärtigen Aufbau-

phase durchwegs V~rlustbetriebe und vIerden daher in der 

Regel - weil kein steuerpflichtiger Ertrag vorhanden ist -
auch keiner ertragsteuerlichen Begünstigung t~ilhaftig. 
Hier wäre die Investitionsprämie, vrie sie ursprtinglich auch 

der Fernwärmeförderung zugut~ kam, eine wirkungsvolle Förde­
rungsmaßnahme für eine weitere 3xpansion. Insbesondere der 
nachträgliche Einbau von Rauchgasreinigungsanlagen in be­
stehende Fernwärmeerzeugungsanlagen sollte durch Investitions­
prämien gefördert '''lerden, zumal auch das Fernwärmeförderungs­
gesetz für den nachträglichen ~inbau solcher Anlagen keine 
Begünstigung vorsieht. 

C. Schließlich wird ersucht, in den Entvrurf folgende abgaben­
rechtlich relevante Änderungen des Stadterneuerungsgesetzes 

aufzunehmen: 
Das Stad terneuerungsge se tz , BGBl.Nr. 287/1974, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl.Hr. 483/1984 1.'rird geändert wie folgt: 

1. § 1 Abs. 2 lautet: 
"(2) Dieses Bundesgesetz gilt auch für Gebäude außerhalb von 

Assanierungsgebieten, sofern 
1. sie mit den Bebauungsvorschriften (Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplan) vereinbar sind, 
2. mindestens die Hälfte der Gesamtnutzfläche, das ist die 

Summe der Nutzflächen aller Vlqhnungen und Geschäftsräume , 

viohnzvlecken di ent, 
3. sie mehr als zwei vlohnungen enthalten und 
4. mindestens die Hälfte der Vlohnungen mangelhaft ausgestattet 

ist (§ 3 z 10). 

Hievon ausgenommen sind landwirtschaftliche \Tohnhäuser außer­
halb eines geschlossenen Siedlungsgebietes. Z 1 gilt für zum 
Abbruch bestimmte G~bäude nicht. 1f 

2. D~m § 38 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
"(9) Die Begünstigung nach Abs. 1 und 2 kann unabhängig von 
der Anwendung der Abschnitte I bis 111 dieses Bundesgesetzes 
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oe i Lssanie runt; von. G-e b~~ud8n s o\'1i~ L:.'::' Sa:'1ierungsm3.ßna}'l~1en 

im Sinne cces § 1 -: '1- ol2.xü.3ussanierungsgesetz, 3GBL ~~l'. 

in Lnspl:v.ch genorill,18n ':erCen, '.'len.l'l das Vorliegen Q8r 'Ioraus­

setzungen geIJ:~G § 1 ~',- os. 2 und die ord~'1ungsgeI:läPe Durchführung 

c~er .i~ssaniel~unb oe18l' der Sa:::üerungsma.'3nar_men durch eine 3"-

sch8ini,:)Jl1[; der Bp~3irksver1JaJ_tungs'behörde nachg~1:rÜ>'Sp.n '.1p.rden. 1l 

In Eintli ck (1).f c.~ ie vorgeschla.genen:':nc1erungen dp.s Stad ter­

neuerUi'gsgesetz~s 'rtrd ~~rt. IV Z 1 eies Bundesgesetzesiiber 

die :nderung mi~trecbtlicher Vorschriften ~ber !:ietzinsbei­

hilfen, DGB1.~~r. L1JS)197'), in c1er ?nssung der Eunc1esges"tz p 

:Jie BegrL~ndung ergibt sic~ aus folgenc1p.n ~;berlcgungen: 

.Stad terneuerungsgesc>tz 
vorgesehenen Regelungen UbprnDhmen die im Artikel IV dos 

Bund8sgeS'5tzes -:'öber die ~'nr38rung ~rüetrpchtlicher Vorsc21riften und 

über I"ietz insb~ ihilfen, 3}Jl. ~~r. <09/ 1'?7 L , bereits bes tehendF.n 

Ste')erbp.g-:'~nstigung~'!n unte:or ~n~)assung an die dJ.rc:l fias Stadt-

erneue rungseei:08 tz 6r~ 50 (y:'.n r . ;'C:C~·l. tslae}'. :0 r in c\.rt1k", 1. 17 ver-
0.L""" • ~ ~ .,., , , '. " • l' ? ~ 8 'b " VrenDe:: l,(~ .'f'e;::'l:L! "jero r>ssp.r:.:nGs2.rOp..l.GPD" 'oT}.rr:. }.::,!, ';; ) h s. :" 

eint1'et8n, 1,'r;i'l ir:. (~P.-c ~~l.~c'=ds c.~r->r -:Ci.n2~-,.zver'T2.1 tung i1Yp.rbessl?rl1.::1g'l 

br"'Tei -t.s in p.inc~.-!'. s~;~r::, . '~j~~er SiY"~n, e::":;:1sc~li<;?,lic:::~ ";~I)iJruch u::lcl. 

~=i t 0 i p. sen L,:.(~ 81:'unz:;p.::", c: ~ s:: ts c1 te ,:::,·np.l.1I:~Y·.ülgsgc s P. tzp s k:jny:. te c~ i e 

Ch3.l1Ce [;p.::rü.tzt "Co :CC ""'.1, c' ~).rc!:: r p lat iv gerL~:1gfUglge:o legi.stischl': 

Stc~llf~1,ont[;22--~g oC'~, ;·:Lr'l'~F.)l-::' \,r~,~_f·dc;rl, ~in~n "!PS~~'1-t,l_icllr-~J.l L.nsto "'2, f-iJr 

S ta c~ tp X'YIF: 1)0 "r1Jl1gs22 ("\)!'}e.~~~~·r~t(- Yl =-l:Y'C}l l) r·t va tt:~ :-1~~'llS (:.. igP:l ti"U-llP r 21). 

gP. br:H. 
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Auch dieses Anliegen vr\.1rde bereits mündlich an das Bundes­
ministerium für Finanzen herangetragen. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden u.e. dem 
Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

FlIT die Richtigkeit 

;:P~11::e 

Wien, am 9. April 1987 
Für den Bundesminister: 

J e 1 i n e k 

l" 
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